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Baustopp am Urlas nach Ablehnung des Knotens ist jetzt „Gebot der Stunde“: 

 

„Scheuklappen-Planung von Bauämtern und US-Armee birgt gefährliche Entwicklung“ 

 

Offene Linke fordert Behandlung ihres Antrags auf Planungsmoratorium ein 

 

„Die Kuh muss vom Eis“, verlangten Abgeordnete konservativer Parteien jüngst als Reaktion 

auf den einstimmigen Beschluss des Ansbacher Stadtrates zur Ablehnung des 

überdimensionierten Urlas-Knotens an der B 14. Ungeachtet dessen, dass manche eben dieser 

Mandatsträger aus Land und Bund die größenwahnsinnigen Ausbaupläne des US-Militärs in 

Ansbach in der Vergangenheit unterstützt oder gar befeuert haben, greifen die gegenwärtig 

gezogenen Konsequenzen auch nach dem Erkennen früherer Fehler viel zu kurz. 

 

„Nicht die Art und Größe des Anschlusses ist die entscheidende Variable sondern die Art und 

Größe der US-Militärsiedlung selbst“, erklärte die Offene Linke. Es könne nicht sein, dass die 

Staatl. Bauämter Ansbach (StBaAn) und Nürnberg (StBaN) sowie die US-Armee ohne 

Rücksicht auf die deutlichen Signale aus Bevölkerung und Kommunalpolitik der vergangenen 

Monate an der Gigantomanie der Trabantenstadt am Urlas samt von der Stadt ausdrücklich 

nicht gewollten Megaeinkaufszentren blindlings festhalten. „Das ist eine völlig inakzeptable 

Scheuklappen-Planung, die eine verantwortungsvolle Stadtentwicklungspolitik nicht 

hinnehmen darf“, machte die Offene Linke deutlich. 

 

Diese scheinbar von allem Realitätssinn losgelöste Planung birgt viele Gefahren für Ansbach: 

Der Urlas soll laut Aussagen der Militärs im Frühjahr 2011 von US-Soldaten bezogen; 

Großeinkaufszentrum, Urlas-Hotel und Tankstelle dann ebenfalls eröffnet werden. Um den 

anfallenden Verkehr, aus Katterbach wie aus Illesheim, abzuwickeln, will das StBaN den 

Urlas über eine Ampel an der vierspurigen B 14 anschließen. Das daraus resultierende 

Verkehrschaos und die Gefährdung der Verkehrsteilnehmer wurden im Stadtrat mehrfach 

thematisiert. Die Folge wäre ein Dauerstau. Fraglich bleibt, ob die US-Armee ihren Soldaten, 

denen sie einst „mitteleuropäische Wohnverhältnisse“ am Urlas versprach, einen Rückstau in 

der Militärsiedlung zumutet. Derweil wächst in der Bevölkerung die Sorge, das Militär werde 

eher die bestehende Einfahrt direkt am 1. Bauabschnitt des Urlas an der im Vergleich zur B 

14 wenig befahrenen Kreisstraße ANs 2 (Grüber Str.) öffnen. Ergebnis wäre eine massive 

Mehrbelastung von Kammerforst, Hennenbach und der Schlossvorstadt. 

 

Um den mit der Entscheidung des Stadtrats gegen den Urlas-Knoten begonnenen Prozess des 

Überdenkens der US-Ausbaupläne fortzuführen, bezeichnete die Offene Linke daher einen 

Baustopp und ein Planungsmoratorium am Urlas als „Gebot der Stunde“. Einen 

entsprechenden Antrag hat Stadtrat Boris-André Meyer bereits am 11. Mai eingereicht. 

Sicherlich besitzt die Stadt nicht die Planungshoheit, dennoch ist die Verabschiedung einer 

dahingehenden Resolution nicht nur Ausdruck der Wahrung der Interessen der Bürger, 

sondern ein weiteres klares Signal an Politik und Behörden, dass die Stadt Ansbach 

Entwicklungen zu Lasten ihrer Zukunft nicht tatenlos hinnimmt. „Nie waren unsere 

Forderungen aktueller, als jetzt nach der Ablehnung des Urlas-Knotens“, betonte die Offene 

Linke abschließend. 
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